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Aussichten

WiedieChancengleichheit
hintertriebenwird–einBeispiel
Vorweg:DieGeschichte
handelt imKantonBasel-
land – aber:Liestal ist überall.
Es gibt viele Fälle von Frauen,
«die nicht durften», obwohl sie
«es» könnten.

Undwichtig: Ich schreibe nicht
in eigener Sache.

1971wurde inder Schweizdas
Frauenstimmrecht einge-
führt,und 45 Jahre danach
werden Frauenquoten für die
Leitungsgremien derWirtschaft
auf dempolitischen Parkett
diskutiert. DieDebatte darüber,
weshalb Frauen untervertreten
sind, will ich hier nicht zusam-
menfassen. Aber ichwill – verär-
gert, das gebe ich zu – schildern,
wie ausgerechnet die SP die
Wahlchancen für eine unbestrit-
ten hervorragende Fachfrau
verbockt hat – aus schierem
Opportunismus. Dies, obschon
sie dieGleichberechtigung (seit
1981 in der Verfassung) als
selbstverständlich unterstreicht
und diese durchsetzenwill.
Angeblich. Konsequenz und
Ernsthaftigkeit fehlen – jeden-
falls bei gewissen Exponenten.

ImParteiprogrammderSP
Schweizwird dieGleichstel-
lung vonMann und Frau, wenn
ich richtig gezählt habe, 18-mal
erwähnt, und es heisst: «Den-
noch sindwir von echter Gleich-
stellung – dort, wo es umMacht
undwo es umZugang zuwirt-
schaftlichenRessourcen geht –
nachwie vor weit entfernt.»
Tja, wasmacht die SP da im
konkreten Fall? Ambesten
nichts, sozusagen «das Schwei-
gen der Lämmer».

ImKantonBasellandwar,
nachdemdiebisherigeStel-
leninhaberin (SP) ihren Rück-
tritt bekannt gegeben hatte, die
Wahl einesGerichtspräsidiums
amStrafgericht ausgeschrieben.
Es gibt sechs solche Posten;
bisher waren lediglich zweimit
Frauen besetzt, nun nur noch
einer. In der Ausschreibung
stand jedoch nicht, dass im

Parlament nur überhaupt zur
Wahl steht, wer explizit von
einer Partei nominiert wird.
Auch nicht in der Ausschrei-
bung erwähnt wurde, dass im
Jahre 2013 die politischen
Parteien imKanton Baselland
eine nie publizierte Vereinba-
rung über die Besetzung von
Richterstellen getroffen haben,
ein so genanntesGentlemen’s
Agreement. Dabei scheint die
Geschlechterfrage keine einzige
Überlegungwert gewesen zu
sein. (Pikant: Zwei der bürgerli-
chen Parteien hatten damals in
Baselland Präsidentinnen.)

Esbewarben sich zweiPerso-
nen, einMann (SVP) und eine
Frau (SP), und bei beiden stand
ausser Frage, dass sie die im
Inserat beschriebenenVoraus-
setzungen erfüllen. Der Kandi-
dat der SVPwurde von seiner
Partei nominiert undwar damit
wählbar. Die SP hat die Bewer-
berin aus ihrer eigenen Partei
(sie hatte sich auf das Stellen-
inserat hin beworben) zunächst
nicht einmal zu einemVorstel-
lungsgespräch geladen, und sie
hat sie imParlament nicht
portiert. Damit kam es zu einer
stillenWahl, obwohl die Frau
ihre Kandidatur aufrechterhal-
ten hatte.

Das sprichtnicht gegenden
Gewählten, aber gegen eine
Partei, die nicht einmal so viel
Charakter undRückgrat auf-
bringt, die Fachfrau zu nominie-
ren und damit demParlament
eine echte Auswahl zu bieten.
EineNominationwäre erstens
ein Zeichen des Respekts der
Bewerberin gegenüber gewesen
und zweitens ein Zeichen an der
Wand, dass es so nicht geht,
obwohl es rechtlich korrekt ist.

DieWahlvorlage fürdas
GerichtspräsidiumamStraf-
gerichtwar durch das Kantons-
gericht zu erstellen. Diese
Vorlagen enthalten unter ande-
remdie Anzahl der Bewerbun-
gen, die demGericht zugegan-
gen sind und die die rechtlichen

Voraussetzungen erfüllen. Sie
beschränken das Feld der
Kandidierenden nicht und
enthalten keineWahlvorschlä-
ge. Das Vorschlagsrecht liegt bei
den Fraktionen des Landrats.
Aus der einschlägigen Bestim-
mung ergibt sich, dass nur
wählbar ist, wer von einer
Fraktion zurWahl vorgeschla-
genwird. Um ihr Vorschlags-
recht ausüben zu können,
erhalten die FraktionenAnga-
ben zu den beimKantonsgericht
eingegangenenBewerbungen.

DieSPwusste,dass nur von
einer Fraktion Vorgeschlagene
und nicht einfach Bewerberin-
nen gewählt werden können. Sie
hat der Juristin aus der eigenen
Partei gegenüber reineGering-
schätzung bewiesen. Sie hat es
ganz bewusst vermasselt, wohl
mit Blick darauf, dass sie irgend-
wie irgendwannwieder einmal
etwas von anderen Parteienwill.
Was sie aber insbesondere
verbockt hat, ist, ein Zeichen für
dieGleichberechtigung zu
setzen.

DiesesVorgehenderSP
erinnertmichanMireille
Mathieu: irgendwie passé diese
Konturlosigkeit, dieses Suchen
nachGefälligkeit.Mit Glaub-
würdigkeit undKonsistenz hat
das rein gar nichtsmehr zu tun.
Die SP-Vertreter sollten sich
doch an einemBanker alter
Schule orientieren, Alfred
Herrhausen. Er hielt fest: «Man
muss sagen, wasman tut, und
tun, wasman sagt.»

Hinweis
Monika Roth (64) ist Professo-
rin für Compliance und Finanz-
marktrecht an der Hochschule
Luzern – Wirtschaft.
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Strafzölle gegen
ChinasBilligstahl

EU DieChinesen fluten den europäischenMarktmit
subventioniertemStahl – die EU sucht nachAbwehrmassnahmen.

RemoHess/Brüssel
wirtschaft@luzernerzeitung.ch

Während die Welt darüber wer-
weist, ob der neue US-Präsident
DonaldTrumpdieamerikanische
Wirtschaft ineinenneuenProtek-
tionismus führen wird, geht ver-
gessen, dass auch die EU daran
ist,Teile ihresMarktesabzuschot-
ten.GesterndiskutiertendieEU-
Handelsminister in Brüssel neue
Schutzinstrumente,dievorallem
das Problem von chinesischem
Stahl-Dumping bekämpfen sol-
len. Seit Jahren flutet China die
europäischenMärktemit subven-
tioniertemBilligstahl zumNach-
teil der einheimischen Industrie.
Doch während die USA auf be-
stimmte chinesische Stahlpro-
dukteZöllevonüber200Prozent
erheben, bringt es die EUnur ge-
radeaufgut20Prozent.Undweil
China imDezember nach 15 Jah-
ren Mitgliedschaft in der Welt-
handelsorganisation WTO den
Status einer Marktwirtschaft er-
halten soll, wird es für die EU
noch schwieriger, die künstliche
Verteuerung des chinesischen
Stahlimports voranzutreiben.

Die neuen Schutzinstrumen-
te sollen dies ändern. Konkret
gehtesdarum,dassdieEUunab-
hängig vom Marktwirtschafts-

statusgegenUnternehmen,deren
ProduktionvomStaat subventio-
niert wird, Strafzölle erheben
kann. «Europa kann nicht naiv
sein, es muss seine Interessen
schützen», sagteder slowakische
Ratsvorsitzende Peter Ziga. Und
der zuständige EU-Kommissar
Jyrki Katainen: «Nur fairer Han-
delkannauch frei sein.»Dochdie
RevisionderwirtschaftlichenAb-
wehrmassnahmen zieht sichhin.

KeinenKompromiss
gefunden

DieEU-Handelsministerkonnten
sich trotz Zeitdruck nicht auf
einen Kompromiss einigen. Das
liegt daran, dass Länder wie
Schweden,Grossbritannienoder
Dänemark sich gegen jeglichen
Protektionismus sperren. Diese
vom Import abhängigen Staaten
wehrensichgegenMassnahmen,
die ihre eingeführten Produkte
verteuern könnten. Schwedens
AutoherstellerVolvozumBeispiel
ist aufdieZulieferungTausender
Einzelteile angewiesen – und da
gilt: Billiger ist besser! Andere
Länder wie Deutschland oder
Frankreich, die durchaus noch
eine starke Produktionsindustrie
haben, stehen unter Druck. Erst
am vergangenen Mittwoch
demonstrierten rund 15 000

Stahlarbeiter aus ganz Europa in
Brüssel für ihreAnliegen.

China fühlt sich von Europa
derweil ungerecht behandelt.
Peking pocht darauf, als vollwer-
tige Marktwirtschaft anerkannt
zuwerden.DiechinesischeUnzu-
friedenheit erfuhr der deutsche
WirtschaftsministerSigmarGab-
riel kürzlich am eigenen Leib.
Nachdemerdemkommunistisch
regierten Land im Vorfeld eines
Staatsbesuchs «aggressive und
unfaire Handelspraktiken» vor-
geworfen hatte, wurde ein Tref-
fen mit dem chinesischen Han-
delsminister GaoHucheng kurz-
fristigabgesagt.DassChinaneue
EU-Schutzmassnahmen vor der
WTOanfechtenwird,gilt lautBe-
obachtern als so gutwie sicher.

Manche befürchten sogar,
dass sichChina auf einen eigent-
lichen Handelskrieg einlassen
würdeund ihrerseitsEU-Importe
mit Strafzöllen belegt oder ver-
sprochene Investitionen auf-
schiebt.EinersterVorgeschmack
könnten die 10 Milliarden Euro
sein,dieChinaandensogenann-
ten Juncker-Fonds, dem 315 Mil-
liardenEuroschwerenEU-Inves-
titionsprogramm,beisteuernwill.
Trotz Zusagen aus Peking ist das
Geldbislangnochnicht inEuropa
angekommen.
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Chinesischer Billigstahl flutet die europäischen Märkte. Bild: AP (Shenyang, 15. Dezember 2009)
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Die überraschende Wahl von Donald Trump zum Präsidenten der Vereinigten Staaten sorgte an

den Märkten nur kurz für eine Schockstarre. Die Hoffnung auf ein breit ausgelegtes Infrastruktur-

programm in den USA sorgte an den Aktienmärkten in der Folge insbesondere bei Industrie- und

Rohstoffwerten für eine Rally. Auch die Zinsen verzeichneten einen kräftigen Anstieg, da aufgrund

der Wirtschaftspolitik des neuen Präsidenten eine höhere Inflation erwartet wird. Davon profitierten

die Finanzwerte, welche deutlich zulegen konnten. Die haussierenden Aktienmärkte widerspiegelten

sich in den Kursen der LUKB Expert-Fonds, welche den Wochenvergleich mit einer positiven Entwick-

lung abschliessen konnten.

Entwicklung der LUKB Expert-Fonds indexiert per Januar 2016

Aktien akt. Index Wochenfrist seit 1.1.
SMI 7‘896 4.0 % 10.4%
Euro Stoxx 50 3‘035 2.7% 7.1%
FTSE 100 6‘742 0.7 % 8.0%
Dow Jones Ind. Avgg. 18‘808 5.1% 7.9%
Toppix 1‘378 1.1% 10.9%

Zinsen akt. Rendite Wochenfrist seit 1.1.
CHF 3 Mt. –0.731 0.00 PP 0.02 PP
CHF 10 J. –0.150 0.15 PP 0.10 PP
EUR 3 Mt. –0.331 0.01 PP 0.20 PP
EUR 10 J. 0.299 0.16 PP 0.33 PP
USD 3 Mt. 0.906 0.02 PP 0.29 PP
USD 10 J. 2.150 0.37 PP 0.12 PP

Devisen akt. Kurs Wochenfrist seit 1.1.
EUR/CHF 1.072 0.6% 1.5%
GBP/CHF 1.247 2.9% 15.3%
USD/CHF 0.986 1.8% 1.6%
JPY/CHF 0.927 1.3% 11.2%
EUR/USD 1.087 2.4% 0.1%

Anlaggefonds akt. Kurs Wochenfrist seit 1.1.
LUKB Exppert-Ertragg 139.10 0.3% 0.6%
LUKB Exppert-Vorsorgge 136.60 0.9% 0.8%
LUKB Exppert-Zuwachs 175.10 1.0% 1.1%
LUKB Exppert-ToppGlobal 136.20 3.3% 4.4%

Welche Anlagelösung passt zu mir?
Jetzt herausfinden und Gold gewinnen: www.lukb.ch/gold

Informieren Sie sich unter

www.lukb.ch/expert-markt

Nutzen Sie LUKB Mobile

Banking und die

Paymit-App.

Lassen Sie sich persönlich oder

telefonisch unter

0844 822 811 beraten.

Anlageberatung und LUKB Expert-Fonds

Für jeden Anleger die passende Lösung.
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